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Bebauungsplan Nr. 170/I „Mauspfad“ 

 
Stellungnahmen  

in der öffentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB,  
im Rahmen der Beteilung der Behörden nach § 4 Abs. 2 BauGB  

sowie 
in der erneuten Beteiligung der Betroffenen nach § 4 Abs. 3 Satz 4 BauGB 

zu Änderungen nach der öffentlichen Auslegung 
 

und  
 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung mit Beschlussentwurf  
 



A 1: Herr Eckhard Bergerhoff, Alte Heide 26, 51377 Leverkusen 
 

 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die Form der festgesetzten Fläche für den ruhenden Verkehr ergibt sich aus der erst 
nach dem Vorentwurf gebildeten neuen Grundstücksgrenze und dem Planungsziel, 
sowohl die Vorgärten als auch die rückwärtigen Gärten von Garagen frei zu halten. 
Zusätzlich zu der durch den Bebauungsplan festgesetzten Lage der Garagen bleiben 
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die Bestimmungen der Bauordnung, nach der Garagen an der Nachbargrenze eine 
Länge von 9 m und eine Höhe von 3 m nicht überschreiten dürfen, in Kraft. 
 
Die Fläche für Garagen und Stellplätze kann jedoch ohne wesentliche Einschrän-
kung der Bebaubarkeit des betroffenen Neubaugrundstücks und mit dem Einver-
ständnis des derzeitigen Eigentümers so reduziert werden, dass auch geringe Beein-
trächtigungen des Stellungnehmenden durch Anlagen für den ruhenden Verkehr ver-
mieden werden. Hierzu wird die im Plan festgesetzte Fläche auf 4,50 x 6 m im unmit-
telbaren Anschluss an die überbaubare Fläche zurückgenommen. 
 
 
Beschlussentwurf der Verwaltung: 
Der Anregung zur Änderung der festgesetzten Fläche für Garagen an der Grenze 
zum Grundstück Alte Heide 26 und 28 wird gefolgt. 
 
Nach der erfolgten Planänderung haben die Betroffenen in der erneuten Beteiligung 
gemäß § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB keine Bedenken mehr geäußert. 
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A2: Frau Claudia und Herr Markus Krüger, Mauspfad 22, 51377 Leverkusen 
 

 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Zwischen den beiden eingeschossigen bestehenden Flachdachgebäuden am Maus-
pfad und der neu geplanten zweigeschossigen Steildachbebauung auf den unmittel-
bar östlich angrenzenden Plangrundstücken ergeben sich keine unzumutbaren 
Spannungen. 
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Aus Sicht der von der Gartengrenze lediglich rund fünf bzw. vier Meter entfernt er-
richteten Bestandsbebauung wiegt der Verlust der heute angrenzenden Grünfläche 
sicher schwer. Gleichzeitig bleibt für die Eigentümer die Tatsache, dass ihr Grund-
stück im Rahmen des im Zusammenhang bebauten Ortsteils gemäß § 34 BauGB 
ebenfalls zweigeschossig und mit einem Satteldach ausgebaut werden darf, so lange 
ohne Bedeutung, wie dies nicht durch eine konkrete Bauabsicht realisiert wird. 
 
Dennoch kann aus der heute teilweise eingeschossigen Bestandsbebauung am 
Mauspfad keine Bindung des städtebaulichen Entwurfs über die für eine geordnete 
städtebauliche Entwicklung erforderlichen Regelungen hinaus abgeleitet werden. 
Der Planentwurf setzt den Grundstücken am Mauspfad adäquate Plangrundstücke 
mit einer vergleichbar großen überbaubaren Fläche gegenüber. Er sichert mit den 
festgesetzten Baugrenzen einen Abstand der neuen Gebäude von mehr als 11 m zur 
Nachbargrenze ab. 
 
Durch Festsetzung der Firstrichtung wird zusätzlich sichergestellt, dass die Giebel-
wand nicht in Richtung der Bestandsbebauung errichtet wird. Die Festsetzung eines 
symmetrischen Satteldachs bewirkt, dass der First als höchster Punkt des Gebäudes 
noch einmal einen zusätzlichen Abstand zum Bestand einhält. Gleichzeitig beschrän-
ken die bauordnungsrechtlichen Bestimmungen des Bebauungsplans zu den Dach-
aufbauten die Baumasse oberhalb der Vollgeschosse. 
 
 
Beschlussentwurf der Verwaltung: 
Der Anregung zur Beschränkung der Gebäudehöhen für die an die Gartengrenze der 
Grundstücke des Mauspfads grenzenden Bauflächen auf ein Vollgeschoss wird 
nicht gefolgt.
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A3:  Herr Peter Stumpf, Mauspfad 33, 51377 Leverkusen 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Zu Absatz 1) 
Der Planentwurf dehnt die heute entlang des Mauspfads bestehende bzw. zulässige 
Bebauung bis an die östliche Grenze des Plangebiets aus. Dabei ist die Geschossig-
keit der künftigen Bebauung wesentlich den im Vergleich zum Vorentwurf erhöhten 
Anforderungen an den städtebaulichen Schallschutz geschuldet. Die im Vorentwurf 
noch vorgenommene Abstufung der Bauhöhen vom Siedlungskern zum –rand hin ist 
nicht städtebaulich sinnvoll umkehrbar. Stattdessen wurde nun entlang der nach Sü-
den verlaufenden Stichstraße einheitlich eine zweigeschossige Bebauung gewählt. 
Die drei eingeschossig bebaubaren Plangrundstücke ergeben sich aus den Be-
standshöhen der Gebäude Alte Heide 26 und 28 sowie der von der Eigentümerin des 
Grundstücks am Mauspfad gewünschten eingeschossigen Bebauung. Hier ist auf 
Grund der geringen Abstände und der Verschränkung der Grundstücke das Entwi-
ckeln einer zweigeschossigen Bebauung nicht geboten. Hier soll ein städtebaulicher 
Übergang zur Bestandsbebauung geschaffen werden. 
Der Bezug der Festsetzung auf Normalnull dient der rechtssicheren und eindeutigen 
Fassung der Vorschrift. Zum Vergleich sind flächendeckende Bestandshöhen im 
Plan eingetragen. 
 
Zu Absatz 2) 
Die Aussage bezieht sich auf die Bebauung beiderseits des Mauspfads und ist so 
richtig. 
 
Zu Absatz 3) 
Die auf der benannten Website angebotenen Gebäude sind nicht Gegenstand des 
Verfahrens und sind nicht mit der Stadtverwaltung abgestimmt. Ob und in wie weit 
und gegebenenfalls mit welchen Auflagen im Rahmen eines Baugenehmigungsver-
fahrens ein geneigtes Satteldach mit der festgesetzten Dachneigung zwischen 35 
und 45 Grad durch ein flach geneigtes Zeltdach ersetzt werden kann, oder auch an-
dere Abweichungen von den Festsetzungen des Bebauungsplans möglich sind, 
bleibt dem nachgeordneten Baugenehmigungsverfahren überlassen. Grundsätzlich 
können Befreiungen von den Festsetzungen eines Bebauungsplans nur innerhalb 
des rechtlichen Rahmens gemäß § 31 Abs. 2 BauGB und den dort verankerten Vor-
aussetzungen erteilt werden. 
 
Zu Absatz 4) 
Da Zwerchhäuser uneingeschränkt zur Außenwand des Gebäudes zählen, darf ihre 
Traufe die im Plan festgesetzte Traufhöhe nicht überschreiten. Eine konkretisierende 
planungsrechtliche Festsetzung existiert hierzu. 
Die bauordnungsrechtlichen Festsetzungen bestimmen keinen Anteil der zulässigen 
Zwerchhäuser an der Fassadenlänge. Die Grenze für einen sinnvollen Einsatz von 
Zwerchhäusern ergibt sich vielmehr aus der Nicht-Vollgeschossigkeit des Dachge-
schosses und der Wirtschaftlichkeit der Dachkonstruktion. 
Es wird lediglich bestimmt, dass Zwerchhäuser vom First sowie von den Seiten einen 
Abstand von 1,50 m halten müssen. 
 
 
Zu Absatz 5) 
Spekulationen bezüglich des zukünftigen Kraftfahrzeugbestands und des Parkverhal-
tens der zukünftigen Bewohner geben keine hinreichenden Anhaltspunkte zur Aus-
weitung des öffentlichen Stellplatzangebots mit dem daraus resultierenden Flächen-
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verbrauch. 
In der frühzeitigen Beteiligung wurde von den Anwohnerinnen und Anwohnern ein 
Defizit an Stellplätzen auf dem bestehenden Straßenzug Mauspfad bemängelt. So-
fern dieses besteht, wird es durch die geplante Bebauung nicht verschärft. Vielmehr 
ist davon auszugehen, dass der Stellplatzbedarf der hinzutretenden Bebauung voll-
ständig innerhalb des Plangebiets gedeckt wird. Ein Ausbau zusätzlicher öffentlicher 
Stellplätze würde lediglich zu einer Verlagerung des ruhenden Verkehrs von den pri-
vaten Grundstücken auf die öffentliche Verkehrsfläche führen, so lange diese nicht 
bewirtschaftet wird. 
Die gewünschte Regelung des Stellplatznachweises ist weder nach dem Baugesetz-
buch noch nach der Bauordnung des Landes durch den Bebauungsplan zu treffen. 
Der Stellplatznachweis wird abschließend in der Baugenehmigung geführt. 
 
Zu Absatz 6) 
Die Zufahrt zum Plangebiet nimmt einschließlich der Eckausrundungen rund 15 m 
ein, was bei enger Parkweise für drei Fahrzeuge reichen könnte. Das Plangebiet ver-
fügt aber heute bereits über eine Zufahrt, für die eine Freihaltung beansprucht wer-
den kann. Weiter wird für das noch unbebaute Grundstück nördlich der geplanten 
Straße zukünftig keine eigene, ebenfalls heute beanspruchbare Zufahrt mehr benö-
tigt, da diese von der Planstraße bereitgestellt wird. Nach dieser Betrachtung wäre es 
lediglich ein Stellplatz, der tatsächlich entfiele. 
 
Zu Absatz 7) 
Die Aufteilung von Stellplätzen im öffentlichen Straßenraum liegt in der Verantwor-
tung der Unteren Straßenverkehrsbehörde und ist nicht Gegenstand des Bauleit-
planverfahrens. Das Anliegen wird verwaltungsintern weitergeleitet. 
 
Zu Absatz 8) 
Nach dem derzeit wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Leverkusen ist keine 
Ausweitung der Wohnbauflächen in Richtung der Dhünn möglich. 
 
Zu Absatz 9) 
In den beiden durchgeführten Beteiligungsschritten wurde die Planung vorgestellt 
und mit den Bürgerinnen und Bürgern erörtert. Die Spannung zwischen der von der 
bestehenden Nachbarschaft empfundenen Beeinträchtigung und dem Anspruch der 
Eigentümer unbebauter Flächen auf eine gleichwertige, standortadäquate Nutzung 
ihrer Grundstücke ist letztlich nicht auflösbar. 
 
Zu Absatz 10ff.) 
Die Namensgebung der Straßen im Plangebiet ist nicht Gegenstand des Bauleitplan-
verfahrens, die Anregung wird verwaltungsintern weitergeleitet. 
 
 
Beschlussentwurf der Verwaltung: 
Den Anregungen wird nicht gefolgt, am öffentlich ausgelegten Entwurf des Bebau-
ungsplans wird ohne Reduzierung der Bebauung und ohne Erhöhung der Zahl der 
öffentlichen Stellplätze festgehalten.
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A4:  Technische Betriebe der Stadt Leverkusen AöR 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Zu Absatz 2): 
Die Versickerung des Niederschlagswassers wird in Anwendung des § 51a (2) Lan-
deswassergesetz in Verbindung mit § 9 (4) Baugesetzbuch festgesetzt. Sie erfolgt 
entsprechend den Maßgaben des hydrogeologischen Gutachtens auf den Grundstü-
cken, auf denen es anfällt.  
 
Für benachbarte Grundstücke wird durch die Flächeneigentümer der zu entwickeln-
den Wohnbauflächen – mit alleiniger Ausnahme des bereits heute bebaubaren groß-
zügigeren Grundstücks am Straßenzug Mauspfad – sicher gestellt, dass Versicke-
rungsanlagen rechtlich so abgesichert und technisch so geplant werden, dass sie 
ohne Beeinträchtigung von Nachbarbelangen errichtet und betrieben werden können.  
 
Im öffentlichen Straßenraum wird für die Beseitigung des dort anfallenden Nieder-
schlagswasser die nach § 51a Landeswassergesetz Nordrhein-Westfalen wasser-
wirtschaftlich gleich zu setzende Beseitigung mittels eines Regenwasserkanals ge-
wählt. Im städtebaulichen Konzept sind keine Flächen für eine Versickerung des im 
öffentlichen Straßenraum anfallenden Niederschlagswassers vorgesehen. Die bisher 
im Bebauungsplanentwurf verfolgte Versickerung im Straßenraum ist aus techni-
schen und gleichzeitig wirtschaftlichen Gründen nicht darstellbar. 
 
 
Beschlussentwurf der Verwaltung: 
Der Anregung zur Versickerung des Niederschlagswassers im Plangebiet, das auf 
den privaten Grundstücksflächen anfällt, wird durch Festsetzung gemäß § 51a 
Abs. 2 Landeswassergesetz gefolgt. Der Anregung bzgl. des Niederschlagswas-
sers des öffentlichen Straßenraums wird – gemäß der Abstimmung mit der TBL als 
Stellung nehmende Instanz - nicht gefolgt werden. 
 
Nach der erfolgten Planänderung haben die Betroffenen in der erneuten Beteiligung 
gemäß § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB keine Bedenken mehr geäußert. 
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A5:  Herr Rolf Schneider, Alte Heide 23, Leverkusen 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Zu Absätzen 1) und 2) 
Die Festsetzungen des Bebauungsplanes stellen zusätzlich zu den bauordnungs-
rechtlichen Vorschriften sicher, dass die bestehende Nachbarbebauung durch die 
geplante Bebauung nicht unzumutbar beeinträchtigt wird. Eine zweigeschossige 
Bauweise bewirkt weder eine grundsätzlich andere noch eine wesentlich erhöhte 
Beeinträchtigung benachbarter Grundstücke. 
 
„Verminderung der Sonneneinwirkung“ 
Zu Absatz 3)  
Die Simulation der Verschattung durch den maximal zulässigen Baukörper auf dem 
genannten Plangrundstück ergibt zum einen, dass die verbleibende Besonnung so-
wohl des Bestandsgebäudes als auch der Freibereiche nicht zu beanstanden ist. 
Darüber hinaus ergibt auch der Vergleich mit der Verschattung einer nur eingeschos-
sigen Bebauung keine wesentliche Mehrbelastung des Nachbargrundstücks, die eine 
erheblichere Beschränkung der Bauhöhe für das Plangrundstück rechtfertigen wür-
de. Dies wird an der unten stehenden Simulation zur Verschattung (vgl. Untersu-
chung unten) nachvollziehbar. 
 
Untersuchung der Verschattung des Grundstückes Alte Heide 23 durch die Nachbarbebauung 
in der Planstraße 
Aufgabenstellung  
Zur Beurteilung und Gewichtung einer Stellungnahme des Eigentümers des Grundstückes Alte Heide 
23 im Rahmen des Beteiligungsverfahren zum Bebauungsplan „Mauspfad“ der Stadt Leverkusen soll-
te die Verschattung durch die Nachbarbebauung untersucht werden. Ziel dieser Untersuchung ist es, 
die Beschattung, die von den geplanten Gebäuden ausgeht, darzustellen.  
Weiter soll festgestellt werden, wie stark der Verschattungsgrad bei ein- oder zweigeschossiger Bau-
weise ist.  
Methodik  
Zur Untersuchung des Schattenverlaufes wurde ein digitales Modell entwickelt, anhand dessen die 
Beschattung simuliert werden konnte.  
Als Referenztage wurden der 17. Januar, der 20. März und der 17 Juli gewählt, da diese Daten die 
Quartale der verschiedenen Jahreszeiten optimal repräsentieren.  
Wegen der Veränderung des Sonnenstandes im Jahreszeitwechsel wurden die Zeiten der Messung in 
den ausgewählten Monaten jeweils um eine Stunde nach vorne verschoben, so begann im Januar die 
Simulation um 09:30 Uhr, im März um 08:30 Uhr und im Juli um 07:30 Uhr.  
Ergebnis 
Die stärkste Beschattung finden wir im Januar repräsentativ für den Winter. Hier ist das Grundstück 
Alte Heide 23 um 9:30 Uhr, 11:30 Uhr und 13:30 Uhr teils beschattet.  
Der 20. März steht obligatorisch für die Frühlings- und Herbstzeit, da diese vom Sonnenverlauf her 
nahezu identisch sind. Zu dieser Zeit wird ausschließlich das Grundstück beschattet und das Haus 
bleibt völlig unbetroffen. Diese Beschattung besteht sowohl um 8:30 Uhr, als auch gegen 10:30 Uhr, 
wo sie jedoch stark vermindert auftritt, so dass um 12:30 Uhr das Grundstück nicht mehr betroffen ist.  
Am 17. Juli, der Durchschnittstag für den Sommer, fiel die Beschattung nur sehr gering auf das 
Grundstück aus. Lediglich bei der Simulation um 07:30 Uhr und 09:30 Uhr wurde eine geringfügige 
Verschattung festgestellt, die aber ab 11:30 Uhr ganz verschwand.  
Beurteilung  
Im weitesten Sinne stellt die Verschattung keine Störung dar und nimmt kein beeinflussendes Ausmaß 
an, so dass dem Eigentümer des Grundstückes Alte Heide 23 keine Benachteiligung eingeräumt wird.  
Der Schattenwurf sowohl bei ein-, als auch bei zweigeschossiger Bauweise macht im Ausmaß der 
Verschattung kaum einen Unterschied, somit ist das Bedenken des Nachbarn, dass er bei Zweige-
schossbebauung kein Licht mehr abbekommt, unbegründet.  
Nach DIN5034 Teil 1 Absatz 4 wäre die Belichtung für eine Wohnung übrigens grundsätzlich ausrei-
chend, wenn die Besonnung eines Wohnraumes am 17. Januar mindestens eine Stunde in Fenster-
mitte beträgt. 
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„Erhöhte Schallbelästigung“ 
Zu Absatz 5)  
Da es sich bei der Bahnlinie als der entscheidenden Lärmquelle um eine Linien-
schallquelle handelt, kommt es sowohl zur Abschirmung etwa gegen das südliche 
Drittel der Lärmquelle, als auch in Teilbereichen zu einer Reflexion des Schalls, vor-
nehmlich des nördlichen Drittels der Schallquelle. 
 
Zu Absatz 6ff.) 
In der Auswertung der Lärmkarten zeigt sich dennoch eine kleine Verbesserung des 
Schallschutzes durch die geplante Bebauung für das auch bisher sehr exponierte 
Nachbargrundstück, da es nicht mehr allseitig von hohen Lärmpegeln 'umspült' wird. 
Dem gegenüber tritt der vermutete nachteilige Effekt eines zweigeschossigen Ge-
bäudes vollständig in den Hintergrund. 
 
Zu Absatz 9) 
Auch wenn das Heranrücken einer Wohnbebauung an bestehende Baugrundstücke 
subjektiv als beeinträchtigend und nachteilig empfunden wird, so werden doch durch 
die geplante Bebauung keinerlei Rechte verletzt und weder unzumutbare Beeinträch-
tigungen hervorgerufen noch unzumutbare Wohnverhältnisse erzeugt. 
 
Zu Absatz 10) 
Das Grundstück des Einspruchgebers wird nach der Planung an der südlichen Gren-
ze angebaut, so dass von der bisher dreiseitigen Alleinlage nur noch die Nord- und 
die Ostseite frei gestellt verbleiben. Es wird  jedoch auf Grund seiner Lage und sei-
nes Zuschnitts sowie der vorgesehenen Abstände durch die geplante Bebauung 
nicht bedrängt. 
 
Ergänzung: 
Gegenüber dem Planungsstand der öffentlichen Auslegung, zu dem die obige Stel-
lungnahme erfolgte, ist mittlerweile im Bebauungsplan die Errichtung einer Lärm-
schutzwand vorgesehen. Diese erstreckt sich auf der östlich benachbarten Fläche bis 
in Höhe des hier in Rede stehenden Grundstücks. 
 
 
Beschlussentwurf der Verwaltung: 
 
Der Anregung zur Verminderung der Zahl der Vollgeschosse auf ein Geschoss an 
der nördlichen Grenze des Plangebiets aus der Offenlage wird nicht gefolgt.  
 
Nach der Planänderung (Festsetzung Lärmschutzwand) haben die Betroffenen in der 
erneuten Beteiligung gemäß § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB keine Bedenken mehr geäu-
ßert. 
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A 6: Christa Flohr, Mauspfad 28, 51377 Leverkusen 
 
Die gesamten Unterlagen wurden von der Absenderin mit dem Hinweis, mit der Pla-
nung nicht einverstanden zu sein, an die Stadtverwaltung zurückgesendet (Postein-
gang am 27.04.2011). 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Wohngebietsentwicklung, für die mit dem Bebauungsplanverfahren Nr. 170/I 
„Mauspfad“ Planungsrecht geschaffen werden soll, ist im wirksamen Flächennut-
zungsplan der Stadt Leverkusen dargestellt. Wegen der begrenzten Flächen für 
Wohnungsneubau in diesem Bereich des Stadtgebietes von Leverkusen ist die Pla-
nung bedeutend für die Entwicklung des Wohnstandortes Leverkusen-Manfort. Aus 
dem durchgeführten Bebauungsplanverfahren wurde nicht ersichtlich, dass öffentli-
che oder private Belange derart betroffen sind, die dem Gesamtvorhaben entgegen 
gehalten werden könnten und es daher geboten wäre, nicht an den städtebaulichen 
Zielen für das Areal festzuhalten. 
 
 
Beschlussentwurf der Verwaltung: 
 
Der Anregung zur Wohngebietsentwicklung wird nicht gefolgt. 
 
 
 
 
A 7: Julia Daniela und Nicolaus Lascu, Mauspfad 22, 51377 Leverkusen 
 
Die Unterlagen wurden ohne Anmerkungen an die Stadtverwaltung zurückgesendet 
(Posteingang am 27.04.2011). 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Wohngebietsentwicklung, für die mit dem Bebauungsplanverfahren Nr. 170/I 
„Mauspfad“ Planungsrecht geschaffen werden soll, ist im wirksamen Flächennut-
zungsplan der Stadt Leverkusen dargestellt. Wegen der begrenzten Flächen für 
Wohnungsneubau in diesem Bereich des Stadtgebietes von Leverkusen ist die Pla-
nung bedeutend für die Entwicklung des Wohnstandortes Leverkusen-Manfort. Aus 
dem durchgeführten Bebauungsplanverfahren wurde nicht ersichtlich, dass öffentli-
che oder private Belange derart betroffen sind, die dem Gesamtvorhaben entgegen 
gehalten werden könnten und es daher geboten wäre, nicht an den städtebaulichen 
Zielen für das Areal festzuhalten. 
 
 
Beschlussentwurf der Verwaltung: 
 
Der Anregung zur Wohngebietsentwicklung wird nicht gefolgt. 
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A 8: Sigrid und Hans-Reiner Klein, Mauspfad 20, 51377 Leverkusen 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die Zahl der zugelassenen Kraftfahrzeuge ist in den vergangenen zehn Jahren in 
Nordrhein Westfalen um rund 7,3 % angewachsen. Die für den selben Zeitraum er-
mittelten zusätzlichen Personenkilometer werden aber in erster Linie auf den Auto-
bahnen abgewickelt. Bei den Gemeindestraßen scheint die Menge der gefahrenen 
Kilometer mittlerweile konstant bis leicht rückläufig. 
 
Die langjährige Untersuchung des Bundes "Mobilität in Deutschland" MiD2008 zeigt 
in den zentralen Ergebnissen bei jüngeren Menschen eine leicht fallende Affinität 
zum Auto. Dies wird derzeit noch durch verstärkte Autoaktivität der Senioren über-
deckt. Der Trend eines stetigen allgemeinen Zuwachses der Automobilität kann ins-
gesamt nicht mehr für die Zukunft fortgeschrieben werden. 
 
Die Einschätzung, gerade junge Familien mit Kindern wären überdurchschnittlich mo-
torisiert, ist so nicht belegbar. Regelmäßige Fahrten werden im Wohnumfeld meist 
deutlicher wahrgenommen, weil sie in gewissem Rahmen vorhersehbar sind und 
durch Beobachtung bestätigt werden. Liegen dann zusätzlich Hin- und Rückfahrt 
zeitlich nahe beieinander, so werden die entsprechenden Fahrzeuge und ihre Benut-
zer um so deutlicher als Verkehrserzeuger wahrgenommen. 
 
Die Stadt Leverkusen entwickelt neue Baugebiet auch und gerade mit dem Ziel, trotz 
des unabwendbaren demografischen Wandels eine möglichst ausgewogene Bevöl-
kerungsstruktur zu gewährleisten. Auch für den Fall, dass sich das Mobilitätsverhal-
ten der Bewohner des geplanten Baugebietes merkbar von dem der heute bereits 
ansässigen Bevölkerung unterscheiden sollte, ist in die Betrachtung einzustellen, 
dass sich das Mobilitätsverhalten mit dem durchlaufen verschiedener Lebensphasen 
und -lagen aller Bewohner im Stadtbezirk stetig wandelt und über die große Zahl 
ausgleicht. 
 
Davon unabhängig wird nicht bestritten, dass die mit dem Autoverkehr verbundenen 
Emissionen von vielen Einwohnern zunehmend als störend und beeinträchtigend 
empfunden werden. Der Mauspfad ist aber als eine durchschnittlich belastete Er-
schließungsstraße anzusehen, deren Kraftfahrzeugverkehr dem Baugebiet zuzu-
rechnen und nach heutiger Auffassung uneingeschränkt zuzumuten ist. 
 
Der vorgeschlagene Lösungsansatz, die Zahl der zusätzlichen Verkehrsbewegungen 
vor den Häusern des Mauspfads vom Hemmelrather Weg bis zur Einfahrt in das ge-
plante Baugebiet zu begrenzen, ist in zweierlei Hinsicht nicht überzeugend: 
Zum einen führt eine Einbahnregelung zu insgesamt mehr Fahrkilometern, als eine 
freie Routenwahl. Dies belastet eine größere Zahl von Anwohnern. Zum anderen 
wirkt das vorgeschlagene Verbot, aus der geplanten Erschließungsstraße nach Sü-
den in den Mauspfad einzufahren, als eine selektive Maßnahme gegen die Bewoh-
ner des neuen Quartiers, wenn der Mauspfad nicht für alle Autofahrer als Einbahn-
straße eingerichtet wird. Derartige Maßnahmen sind nur schwer zu vermitteln und in 
der Regel nur durch intensive Verkehrsüberwachung durchzusetzen. 
 
 
Beschlussentwurf der Verwaltung: 
Der Anregung zur Lenkung des aus dem Baugebiet abfließenden Verkehrs in Rich-
tung "Alte Heide/ Hemmelrather Weg" wird nicht gefolgt. 
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A 9: Lydia und Winfried Thelen, Mauspfad 16, 51377 Leverkusen 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die Zahl der zugelassenen Kraftfahrzeuge ist in den vergangenen zehn Jahren in 
Nordrhein Westfalen um rund 7,3 % angewachsen. Die für den selben Zeitraum er-
mittelten zusätzlichen Personenkilometer werden aber in erster Linie auf den Auto-
bahnen abgewickelt. Bei den Gemeindestraßen scheint die Menge der gefahrenen 
Kilometer mittlerweile konstant bis leicht rückläufig. 
 
Die langjährige Untersuchung des Bundes "Mobilität in Deutschland" MiD2008 zeigt 
in den zentralen Ergebnissen bei jüngeren Menschen eine leicht fallende Affinität 
zum Auto. Dies wird derzeit noch durch verstärkte Autoaktivität der Senioren über-
deckt. Der Trend eines stetigen allgemeinen Zuwachses der Automobilität kann ins-
gesamt nicht mehr für die Zukunft fortgeschrieben werden. 
 
Die Einschätzung, gerade junge Familien mit Kindern wären überdurchschnittlich mo-
torisiert, ist so nicht belegbar. Regelmäßige Fahrten werden im Wohnumfeld meist 
deutlicher wahrgenommen, weil sie in gewissem Rahmen vorhersehbar sind und 
durch Beobachtung bestätigt werden. Liegen dann zusätzlich Hin- und Rückfahrt 
zeitlich nahe beieinander, so werden die entsprechenden Fahrzeuge und ihre Benut-
zer um so deutlicher als Verkehrserzeuger wahrgenommen. 
 
Die Stadt Leverkusen entwickelt neue Baugebiet auch und gerade mit dem Ziel, trotz 
des unabwendbaren demografischen Wandels eine möglichst ausgewogene Bevöl-
kerungsstruktur zu gewährleisten. Auch für den Fall, dass sich das Mobilitätsverhal-
ten der Bewohner des geplanten Baugebietes merkbar von dem der heute bereits 
ansässigen Bevölkerung unterscheiden sollte, ist in die Betrachtung einzustellen, 
dass sich das Mobilitätsverhalten mit dem durchlaufen verschiedener Lebensphasen 
und -lagen aller Bewohner im Stadtbezirk stetig wandelt und über die große Zahl 
ausgleicht. 
 
Davon unabhängig wird nicht bestritten, dass die mit dem Autoverkehr verbundenen 
Emissionen von vielen Einwohnern zunehmend als störend und beeinträchtigend 
empfunden werden. Der Mauspfad ist aber als eine durchschnittlich belastete Er-
schließungsstraße anzusehen, deren Kraftfahrzeugverkehr dem Baugebiet zuzu-
rechnen und nach heutiger Auffassung uneingeschränkt zuzumuten ist. 
 
Der vorgeschlagene Lösungsansatz, die Zahl der zusätzlichen Verkehrsbewegungen 
vor den Häusern des Mauspfads vom Hemmelrather Weg bis zur Einfahrt in das ge-
plante Baugebiet zu begrenzen, ist in zweierlei Hinsicht nicht überzeugend: 
Zum einen führt eine Einbahnregelung zu insgesamt mehr Fahrkilometern, als eine 
freie Routenwahl. Dies belastet eine größere Zahl von Anwohnern. Zum anderen 
wirkt das vorgeschlagene Verbot, aus der geplanten Erschließungsstraße nach Sü-
den in den Mauspfad einzufahren, als eine selektive Maßnahme gegen die Bewoh-
ner des neuen Quartiers, wenn der Mauspfad nicht für alle Autofahrer als Einbahn-
straße eingerichtet wird. Derartige Maßnahmen sind nur schwer zu vermitteln und in 
der Regel nur durch intensive Verkehrsüberwachung durchzusetzen. 
 
 
Beschlussentwurf der Verwaltung: 
Der Anregung zur Lenkung des aus dem Baugebiet abfließenden Verkehrs in Rich-
tung "Alte Heide/ Hemmelrather Weg" wird nicht gefolgt. 
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A 10: Claudia und Markus Krüger, Mauspfad 22, 51377 Leverkusen 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die Zahl der zugelassenen Kraftfahrzeuge ist in den vergangenen zehn Jahren in 
Nordrhein Westfalen um rund 7,3 % angewachsen. Die für den selben Zeitraum er-
mittelten zusätzlichen Personenkilometer werden aber in erster Linie auf den Auto-
bahnen abgewickelt. Bei den Gemeindestraßen scheint die Menge der gefahrenen 
Kilometer mittlerweile konstant bis leicht rückläufig. 
 
Die langjährige Untersuchung des Bundes "Mobilität in Deutschland" MiD2008 zeigt 
in den zentralen Ergebnissen bei jüngeren Menschen eine leicht fallende Affinität 
zum Auto. Dies wird derzeit noch durch verstärkte Autoaktivität der Senioren über-
deckt. Der Trend eines stetigen allgemeinen Zuwachses der Automobilität kann ins-
gesamt nicht mehr für die Zukunft fortgeschrieben werden. 
 
Die Einschätzung, gerade junge Familien mit Kindern wären überdurchschnittlich mo-
torisiert, ist so nicht belegbar. Regelmäßige Fahrten werden im Wohnumfeld meist 
deutlicher wahrgenommen, weil sie in gewissem Rahmen vorhersehbar sind und 
durch Beobachtung bestätigt werden. Liegen dann zusätzlich Hin- und Rückfahrt 
zeitlich nahe beieinander, so werden die entsprechenden Fahrzeuge und ihre Benut-
zer um so deutlicher als Verkehrserzeuger wahrgenommen. 
 
Die Stadt Leverkusen entwickelt neue Baugebiet auch und gerade mit dem Ziel, trotz 
des unabwendbaren demografischen Wandels eine möglichst ausgewogene Bevöl-
kerungsstruktur zu gewährleisten. Auch für den Fall, dass sich das Mobilitätsverhal-
ten der Bewohner des geplanten Baugebietes merkbar von dem der heute bereits 
ansässigen Bevölkerung unterscheiden sollte, ist in die Betrachtung einzustellen, 
dass sich das Mobilitätsverhalten mit dem durchlaufen verschiedener Lebensphasen 
und -lagen aller Bewohner im Stadtbezirk stetig wandelt und über die große Zahl 
ausgleicht. 
 
Davon unabhängig wird nicht bestritten, dass die mit dem Autoverkehr verbundenen 
Emissionen von vielen Einwohnern zunehmend als störend und beeinträchtigend 
empfunden werden. Der Mauspfad ist aber als eine durchschnittlich belastete Er-
schließungsstraße anzusehen, deren Kraftfahrzeugverkehr dem Baugebiet zuzu-
rechnen und nach heutiger Auffassung uneingeschränkt zuzumuten ist. 
 
Der vorgeschlagene Lösungsansatz, die Zahl der zusätzlichen Verkehrsbewegungen 
vor den Häusern des Mauspfads vom Hemmelrather Weg bis zur Einfahrt in das ge-
plante Baugebiet zu begrenzen, ist in zweierlei Hinsicht nicht überzeugend: 
Zum einen führt eine Einbahnregelung zu insgesamt mehr Fahrkilometern, als eine 
freie Routenwahl. Dies belastet eine größere Zahl von Anwohnern. Zum anderen 
wirkt das vorgeschlagene Verbot, aus der geplanten Erschließungsstraße nach Sü-
den in den Mauspfad einzufahren, als eine selektive Maßnahme gegen die Bewoh-
ner des neuen Quartiers, wenn der Mauspfad nicht für alle Autofahrer als Einbahn-
straße eingerichtet wird. Derartige Maßnahmen sind nur schwer zu vermitteln und in 
der Regel nur durch intensive Verkehrsüberwachung durchzusetzen. 
 
 
Beschlussentwurf der Verwaltung: 
Der Anregung zur Lenkung des aus dem Baugebiet abfließenden Verkehrs in Rich-
tung "Alte Heide/ Hemmelrather Weg" wird nicht gefolgt. 
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